
Mönchberger Rat beschließt Bebauungsplan »Südliche Golfstraße«
MÖNCHBERG. Mit zehn Dafürmel-
dungen und einer Gegenstimme
hat der Gemeinderat Mönchberg
bei seiner Sitzung am Dienstag im
Alten Rathaus die Aufstellung des
Bebauungsplanes »Südliche

Golfstraße« beschlossen. Ausge-
wiesen wird dort ein Allgemeines
Wohngebiet (WA). Der Bebau-
ungsplan soll im beschleunigten
Verfahren aufgestellt werden,
hießt es im Gremium außerdem.

Parallel zum Aufstellungsverfah-
ren des Bebauungsplanes soll der
Flächennutzungsplan berichtigt
werden. Bereits in den Gemein-
deratssitzungen im Juli und im
Oktober wurde beschlossen, dass

im Vorfeld Verhandlungen durch
die Firma Bayern Grund mit den
Eigentümern der vom Umgriff
des Bebauungsplans betroffe-
nen Flur-nummern geführt wer-
den. ro/Foto: Gemeinde Mönchberg

GEMEINDERAT MÖNCHBERG IN KÜRZE

MÖNCHBERG. In der Gemeinde-
ratssitzung am Dienstag hat sich
der Gemeinderat Mönchberg im
alten Rathaus mit unter anderem
folgenden Themen befasst:

Neubau eines Feuerwehrgerä-
tehauses: Bisher war das Thema
»Neubau eines Feuerwehrgeräte-
hauses« beim Kommunalunter-
nehmen angegliedert. Nun hat das
Gremium mehrheitlich beschlos-
sen, dass der Markt Mönchberg
wieder zuständig ist. Als nächste
Schritte werden Architekten ge-
sucht und eine Machbarkeitsstu-
die in Auftrag gegeben. Der
Standort liegt im Gewerbegebiet
auf dem ehemaligen Wießmann-
Gelände.
Stromversorgung: Bürgermeister
Thomas Zöller (BBM) erläuterte
die aktuelle Beschaffungssitua-
tion. Der Markt Mönchberg be-
zieht seinen Strom über den

Energiezweckverband (EZV). Der
Grundpreis liegt derzeit zwischen
36 bis 40 Cent pro Kilowattstunde.
Vor dem Krieg in der Ukraine lag
der Strompreis noch bei 7 Cent pro
Kilowattstunde.

Spielplatz an der Golfstraße: Der
derzeitige Spielplatz an der Golf-
straße befindet sich komplett im
möglichen Neubaugebiet. Erste
Planungen, in denen der Spiel-
platz in das Gebiet integriert wer-
den sollte, scheiterten an den Zu-
schnitten der Bauplätze, die dann
nicht mehr sinnvoll erscheinen.
Der Spielplatz wurde mit Hilfe
einer Elterninitiative geschaffen
und erfreut sich großer Beliebt-
heit. Dies zeigt ein Brief der Kin-
der zum »Erhalt dieses Spielplat-
zes« an den Bürgermeister.
Der Gemeinderat fasste nun den

Grundsatzbeschluss, einen
gleichwertigen Spielplatz in der

Nähe des Neubaugebietes zu er-
richten. Die Verwaltung wird nun
einen geeigneten Standort suchen
und ein Konzept für den neuen
Spielplatz erstellen.

Wasserversorgung: Stattgefun-
den hat die gemäß der Trinkwas-
serverordnung vorgeschriebene
Prüfung der Wasserversorgungs-
anlage. Der Gemeinderat nahm die
Niederschrift über die Prüfung zur
Kenntnis und erkannte diese an.

Regionalbudget 2023: Im kom-
menden Jahr werden keine Pro-
jekte aus dem Regionalbudget
umgesetzt. Das hat das Gremium
mehrheitlich beschlossen. Nach
Rücksprache mit dem ILEK Ma-
nagement wäre die Reparatur
eines bestehenden Objektes wie
die Grillstation »Zwergenbrünnle«
in Schmachtenberg nicht förder-
fähig. Die Verwaltung hatte des-

halb drei Alternativvarianten vor-
geschlagen, damit der Zuschuss in
Höhe von 10.000 Euro bei rund
13.000 Euro Gesamtkosten der
Gemeinde nicht verloren geht.
Variante eins wäre, wegen der

lang andauernden Hitzewellen, die
Aufstellung eines Trinkwasser-
brunnens oder einer Trinkwas-
serstelle in Schmachtenberg und
in Mönchberg je an zentralen
Stellen gewesen. Variante zwei
wäre gewesen, den Weg in der
Freizeitanlage barrierefrei zu ge-
stalten. Die Treppen würden ab-
gebaut und die Pflasterung unter-
halb der sechs Prozent Steigung
verlegt. Variante drei wäre, das in
die Jahre gekommene Schachspiel
und die Tischtennisplatte in der
Freizeitanlage zu erneuern. Das
Gremium war jedoch anderer
Meinung und beschloss mit 10:2
Stimmen, in diesem Jahr auf mög-
liche Projekte zu verzichten. ro

Hürden für Wohngebiet genommen
Politik: »Südlich Hofstetter Straße V« in Kleinwallstadt offiziell übergeben – 42 Bauplätze auf 2,3 Hektar

Von unserer Mitarbeitern
CHRISTEL NEY

KLEINWALLSTADT. Bürgermeister
Thomas Köhler war erleichtert, als
er am Mittwoch nach Abschluss
der umfangreichen Erschlie-
ßungsarbeiten das neue Wohnge-
biet »Südlich Hofstetter Straße V«
in Kleinwallstadt offiziell seiner
Bestimmung übergeben konn-
te. Viele Hürden waren zu über-
winden gewesen und letztlich
konnten auch die Vorgaben bei der
Entwässerung und besonders die
vielfältigen Umweltauflagen ein-
gehalten werden.
42 Bauplätze sind dort auf einer

Fläche von 2,3 Hektar entstanden,
von denen die Hälfte in Gemein-
deeigentum ist.

Mehrere Haus-Arten
Neben Einzel- und Doppelhäu-
sern wurde auch ein Areal für
Mehrfamilienhäuser geschaffen,
für das aktuell zusammen mit dem
Ortsplaner Rainer Tropp beieiner
Konzeptvergabe diverse Nut-
zungsmodelle erarbeitet werden.
Das Planungsbüro Fache/Mat-

hiessen aus Aschaffenburg er-
stellte in enger Zusammenarbeit
mit dem Ingenieurbüro Jung aus
Kleinostheim den Bebauungsplan,
BerndWillibald vom Büro IBW aus
Bad Waldsee war für die Erschlie-
ßung zuständig, die Firma Grüm-
bel aus Gössenheim übernahm
den Auftrag für die Erschlie-
ßungsarbeiten.
Der Gemeinde war es unter Fe-

derführung des Geschäftsleiters
Markus Michler gelungen, mit al-

len Grundstücksinhabern ein Bau-
gebot von zehn Jahren zu verein-
baren und rechtlich zu verankern.
Dadurch werden keine dauerhaf-
ten Baulücken entstehen, heißt es.

Großer Aufwand
Hinsichtlich der Entwässerung
mussten auf den Privatgrundstü-
cken und Straßen Versicherungs-
möglichkeiten geschaffen wer-
den, da die Kapazität der Klär-
anlage an ihre Grenze kommt, was
aufgrund des Lehmbodens nur
unter großem Aufwand möglich
war. Obwohl dies im vereinfach-
ten Verfahren durchgeführt wer-
den konnte, wurden für den Ar-
tenschutz umfangreiche Aus-
gleichsmaßnahmen gefordert, die
für Köhler laut eigener Aussage
nicht mehr nachvollziehbar wa-
ren.
Aus der langen Liste der For-

derungen nannte er drei Beispiele.
Abgestorbene Bäume im Bereich
der Straßentrassen mussten ab-

gesägt und an anderen Stellen an
bestehende Bäume angebunden
werden. 90 teils 20 Kilogramm
schwere Nistmöglichkeiten für
Fledermaus und Steinkauz waren
aufzuhängen. Große Areale
mussten mit sogenannten Ech-
senburgen wegen einer einzigen
entdeckten Zauneidechse, die bei
der Begehung gesichtete wurde,
angelegt werden. Dazu gab es in
der Bürgerversammlung vor Kur-
zem die Wortmeldung: »Welcher
Verrückte hat bestimmt, dass mehr
Platz für Echsenburgen vorzuse-
hen sei als für einen Kinderspiel-
platz?«
Nicht verboten wurde laut Ge-

meinderatsbeschluss im Neubau-
gebiet das Anlegen von Schotter-
gärten, die Köhler als »Gärten des
Grauens« betitelte. Es wurde
mehrheitlich beschlossen, hier
kein Verbot auszusprechen, son-
dern die Bauherren mit Vorträgen,
Beratung und Flyern für Vorgär-
ten zu sensibilisieren, die auch den

Insekten zu Gute kommen. Der
Bürgermeister dankte Bernd Wil-
libald dafür, dass es ihm in Zu-
sammenarbeit mit allen Beteilig-
ten gelungen ist, mit einem Preis
von 320 Euro pro Quadratmeter
voll erschlossener Fläche er-
schwingliches Bauland geschaffen
zu haben.

Zu viele Vorschriften
Für Willibald war es eines seiner
letzten Projekte vor seinem Ru-
hestand. Er bedankte sich für die
sechs Geländeerschließungen, die
er für Kleinwallstadt tätigen durf-
te. Wobei die Anforderungen ste-
tig zunahmen und das, was derzeit
von der hohen Politik an Vorga-
ben komme, werde nach seinen
Worten nicht dafür sorgen, die
Wohnungsnot in Deutschland zu
beseitigen. Unter diesen Prämis-
sen und Vorschriften könne
eigentlich bei der Erschließung
von Wohngebieten nicht mehr ge-
arbeitet werden.

Bei der Übergabe (von links): Bauamtsleiter Alexander Mehr, Geschäftsleiter Markus Michler, Klaus Peter Grümbel (MK Grümbel),
Georg Zwiesler (Ingenieurbüro Jung), Bürgermeister Thomas Köhler, Wolfgang Reindl (Vermessungsamt), Bernd Willibald
(Ingenieurbüro Baulandentwicklung), Peter Matthiesen (Planer). Foto: Christel Ney

»Auf geht’s –
Streuobst
für alle«
Natur: Ausgabe-Termin
am Samstag in Sulzbach

SULZBACH. Die Vorbereitungen
laufen. Auch Bürgermeister Mar-
tin Stock und Landschaftsgärt-
nervorarbeiter Martin Wolf pa-
cken mit an, damit Sulzbachs Bür-
ger einen Obstsetzling bekommen.
Am Samstag von 9 bis 11 Uhr wer-
den im Bauhof 160 vorbestellte
Obstsetzlinge kostenlos an die
Bürger ausgegeben. Verteilt wer-
den Apfelbäume, Birnbäume,
Kirschbäume-, Mirabellenbäume-,
Zwetschgenbäume- und Reneklo-
denbäume.
Der Markt Sulzbach hatte sich

am Förderprogramm »Auf geht’s –
Streuobst für alle!« beworben und
bereits einen Zuwendungsbe-
scheid erhalten. Sulzbach ist da-
mit eine der ersten Gemeinden, die
am Förderprogramm teilnimmt.

Teil eines Förderprogramms
Streuobst sind hochstämmige
Obstbäume, die im Gegensatz zu
Obstplantagen verstreut und in
größeren Abständen in Gärten, an
Ortsrändern, entlang von Wegen
und Feldern oder auf einer Wiese
in der Landschaft stehen. Die
häufigsten Streuobstarten sind
Apfel, Birne, Pflaume, Quitte,
Walnuss und Wildobst, wie Vo-
gelkirsche, Eberesche oder
Speierling.
Eine Streuobstwiese erlaubt

eine Nutzung auf zwei Etagen. Am
Boden als Grünland oder Weide,
darüber für das Obst. Dünger und
Pestizide sind tabu. Die Bäume
haben genügend Platz, um große
Baumkronen auszubilden und
auch in Würde altern zu können.

Artenreichtum
Streuobstwiesen zählen zu den
artenreichsten heimischen Le-
bensräumen, in denen bis zu 5000
Tier- und Pflanzenarten ihr pas-
sendes Zuhause finden. Steinkauz
und Wiedehopf fühlen sich hier
genauso zuhause wie unzählige
weitere Vögel, Kleintiere und In-
sekten sowie eine Fülle an land-
schaftstypischen Gräsern und
Wildblumen, sogar Orchideen.
Mit ihren artenreichen Struk-

turen sind Streuobstwiesen wich-
tig für das Kleinklima. Sie prägen
das Landschaftsbild und sind
wertvolle Naherholungsräume für
Menschen. Streuobstwiesen sind
nicht nur wertvoll für die Arten-
vielfalt, sie liefern auch gesundes
und regionales Obst. Mit über 2000
Obstsorten bewahren sie einen
wahren Schatz voller geschmack-
licher und gesunder Vielfalt.

Ziel: Eine Million Bäumchen
Ziel des Streuobstpaketes ist es,
gemeinsam eine Million neue
Streuobstbäume pflanzen, was nur
mit vielen Bürgern geht. In den
letzten Jahrzehnten sind die
Streuobstbestände in Bayern stark
zurückgegangen. Mit dem Streu-
obstpakt möchte die Bayerische
Staatsregierung zusammen mit
vielen Partnern aus Verbänden
und Wirtschaft diese Entwicklung
stoppen und bis zum Jahr 2035 die
Pflanzung von einer Million neuen
Streuobstbäumen fördern. ro

Bürgermeister Martin Stock freut sich auf
die Baumausgabe. Foto: Martin Roos

LESERBRIEFE

Zu »Hallenbad vorherrschendes
Thema«, Ausgabe 11. November:

Wendige
Argumentation
Im Artikel über die Bürgerver-
sammlung in Mömlingen wird
über den Bürgermeister berichtet,
der für den Neubau eines Le-
bensmittelmarktes im neuen Ge-
werbegebiet wirbt. Wenn alle
Einkaufsmöglichkeiten im Ort
seien, müssten die Bürger nicht in
die umliegenden Gemeinden fah-
ren und so wird der Klimaschutz-
gedanke seiner Meinung nach
gestärkt. Gleichzeitig wirbt er für
den Neubau des Hallenbades.
Unter anderem, weil Besucher
nach Mömlingen gelockt werden
und der Tourismus gestärkt wird.
Parkplätze sind natürlich einge-
plant.
Beim Schwimmbadneubau hat

er Preissteigerungen in Höhe von
4,1 Prozent eingerechnet. Der
Sachverständigenrat der Wirt-
schaftsweisen erwartet in
Deutschland im nächsten Jahr
eine Inflation von 7,4 Prozent. Bei
Gesamtkosten von etwa zehn
Millionen Euro wären das Mehr-
kosten von 330.000 Euro, die nicht
eingeplant waren.
Vor zweieinhalb Jahren hieß

es noch, den Schwimmbadneu-
bau mit sieben Millionen Euro
könne sich die Gemeinde leisten.
Dieser Meinung ist Bürgermeis-
ter Scholtka heute nach über 40
Prozent Kostensteigerung immer
noch.
Egal wie die Sachlage ist, man

dreht es sich so, wie man es will.
Michael Giegerich, Obernburg

Zu »Geldstrafe für Corona-
Blogger«, Ausgabe 10. November:

Auch »deftigere«
Äußerungen dulden
Stadträtin Sabine Balleier zeigt
sich zufrieden, weil auf ihren An-
trag hin ein Gegner der Corona-
Maßnahmen eine Geldstrafe von
4200 Euro zahlen muss.
Wie unterschiedlich die Recht-

sprechung bei Anzeigen wegen
Beleidigung gegen Politiker ist,
kann jeder aus dem großen Fun-
dus der Rechtskommentare erse-
hen. Überwiegender Konsens war
bisher, dass jeder, der in der Öf-
fentlichkeit steht, auch deftigere
Meinungsäußerungen gegen sich
dulden muss. Man nehme nur als
Beispiel das berühmt-berüchtigte
Ersturteil im Fall der Renate Kü-
nast (Die Grünen).
Das Amtsgericht Obernburg hat

nun beim Beleidiger einen ver-
schärften Maßstab angelegt und
die umstrittenen Äußerungen der
Stadträtin, die in mehreren Arti-
keln des Main-Echos zitiert wur-
den, weniger kritisch gesehen.
Auch Oberstaatsanwalt Marco
Schmitt zeigt sich mit dem Ergeb-
nis zufrieden.
Ich glaube nicht, dass mit die-

sem Urteil oder Strafbefehl unsere
Demokratie gefördert wird.
Dagmar Menger, Obernburg

Zu »Baukosten für Umgehung
sprengen Erwartungen«,
Ausgabe 9. November:

Geplant ohne Chance
auf Umsetzung
Es ist schon erstaunlich, wie Bau-
amtsleiter Schwab jahrelang an
einem Plan arbeiten lässt, der
keine Chance zur Umsetzung hat.
Ohne Rücksicht auf die Mainauen,
das Natur- und Wasserschutzge-
biet und das Überschwemmungs-
gebiet.
Gerade kürzlich hat der Natur-

schutzbund wegen seiner Planung
an der B 469 bei Stockstadt Klage
beim Verwaltungsgerichtshof
eingereicht. Niedernberg hat ein
Gutachten erhalten, dass die Pla-
nungsgrundlagen von Herrn
Schwab falsch sind. Es ist zu hof-
fen, dass das zuständige Ministe-
rium in München noch vor den
Landtagswahlen eine Entschei-
dung trifft.
Friedel Gerhard,
Leinfelden-Echterdingen
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